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A. Verwaltung und Verwaltungsrecht

1

1. Abschnitt

1. Abschnitt: Grundbegriffe des Verwaltungsrechts

A. Verwaltung und Verwaltungsrecht

I. Verwaltungsrecht

1Das Verwaltungsrecht ist neben dem Verfassungsrecht das wichtigste Teilgebiet des
Öffentlichen Rechts. Es regelt die Rechtsgrundlagen für das öffentlich-rechtliche Han-
deln der Verwaltung und damit die Voraussetzungen für die Rechtmäßigkeit von ho-
heitlichen Maßnahmen. 

n Hierbei umfasst das Allgemeine Verwaltungsrecht die Vorschriften, die – unabhän-
gig von der betroffenen Sachmaterie – grundsätzlich für die gesamte Verwaltung
maßgebend sind. Sie können das Allgemeine Verwaltungsrecht insofern mit dem All-
gemeinen Teil des BGB oder des StGB vergleichen.

n Es wird ergänzt durch das Besondere Verwaltungsrecht mit einer Vielzahl sach-
gebietsbezogener Normenkomplexe, die spezielle Voraussetzungen für die Tätigkeit
der Verwaltung in bestimmten Bereichen aufstellen (z.B. Baurecht, Polizeirecht, Ge-
werberecht, Umweltrecht). 

2Zum Allgemeinen Verwaltungsrecht gehören vor allem die Vorschriften über die Hand-
lungsformen der Verwaltung und das Verwaltungsverfahren, im weiteren Sinne auch
die Vorschriften über die Verwaltungsorganisation. Überwiegend werden auch das Ver-
waltungsvollstreckungsrecht und das Staatshaftungsrecht zum Allgemeinen Verwaltungs-
recht gezählt. 

3Die wesentlichen Regelungen des Allgemeinen Verwaltungsrechts finden sich im Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) des Bundes bzw. des Landes. Ergänzend gelten
allgemeine, aus Art. 20 Abs. 3 GG (Gesetzmäßigkeit der Verwaltung) abgeleitete Rechts-
grundsätze (z.B. der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit). Das Verwaltungsvollstre-
ckungsrecht findet sich für Bundesbehörden vor allem im Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz des Bundes (VwVG) und für Landesbehörden im LVwVG und spezialgesetzlich
teilweise im Polizei- und Sicherheitsrecht. Das Staatshaftungsrecht ist nur teilweise ko-
difiziert. Im Vordergrund steht hierbei die Amtshaftung gemäß Art. 34 S. 1 GG, § 839
BGB. Hinzu treten eine Reihe gewohnheitsrechtlicher Anspruchsgrundlagen (dazu AS-
Skript Verwaltungsrecht AT 2).

Verwaltungsrecht

Allgemeines Verwaltungsrecht

n Handlungsformen der Verwaltung
n Verwaltungsverfahren (VwVfG)
n allgemeine Rechtsgrundsätze
n Verwaltungsvollstreckung (VwVG)
n Staatshaftung

Besonderes Verwaltungsrecht

n Baurecht (BauGB, LBauO)
n Gewerberecht (GewO)
n Immissionsschutzrecht 

(BImSchG, LImSchG)
n VersammlungsR
u.v.m.
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Grundbegriffe des Verwaltungsrechts

2

1. Abschnitt

II. Verwaltung

4 Der Begriff „Verwaltung“ taucht in einer Reihe von Gesetzen auf (z.B. in den Art. 83 ff.
GG und in § 1 VwVfG). Definiert wird der Begriff aber weder im Grundgesetz noch in den
einfachen Gesetzen. 

5 Nach dem Gewaltenteilungsprinzip (Funktionentrennung) übt das Volk die Staats-
gewalt durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der
Rechtsprechung aus (Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG).1 Die Verwaltung bezeichnet hierbei die
zweite (vollziehende) Gewalt. 

1. Definition des Begriffs Verwaltung

6 Zunächst ist versucht worden, den Begriff der Verwaltung positiv zu bestimmen. Die
positiven Definitionsansätze greifen jedoch i.d.R. nur ein oder mehrere Merkmale der
Verwaltungstätigkeit auf oder sind so abstrakt, dass sie praktisch kaum zu befriedigen-
den Ergebnissen führen. 

Verwaltung ist danach z.B. der Vollzug der Gesetze, die Verwirklichung des gesetzgeberischen Willens,
der Einsatz hoheitlicher Mittel sowie die Gestaltung und Gewährleistung des sozialen Zusammen-
lebens.2 Die differenzierteste Definition findet sich bei Wolff:3 Danach ist Verwaltung „die mannigfalti-
ge, konditional oder nur zweckbestimmte, also insoweit fremdbestimmte, nur teilplanende, selbstbe-
teiligt entscheidend ausführende und gestaltende Wahrnehmung der Angelegenheiten von Gemein-
wesen und ihrer Mitglieder als solcher durch die dafür bestellten Sachwalter des Gemeinwesens“.

7 Deshalb wird der Begriff der Verwaltung heute überwiegend negativ bestimmt. Ver-
waltung ist die Staatstätigkeit, die weder Gesetzgebung noch Rechtsprechung ist (sog.
Subtraktionsmethode).4 Danach ist Verwaltung nicht:

n der Erlass allgemein verbindlicher Regeln (Gesetze),

n die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten und die Verhängung von Strafen.

Mit dieser Methode lässt sich Verwaltungstätigkeit zwar im Groben bestimmen, jedoch
gibt es eine Vielzahl von Überschneidungen: Rechtsverordnungen (Gesetze im materi-
ellen Sinne) werden nicht durch die Legislative, sondern aufgrund gesetzlicher Ermäch-
tigung (Art. 80 GG) von der Exekutive erlassen. Ebenso werden Bußgelder nicht durch
Gerichte, sondern durch Verwaltungsbehörden verhängt (§§ 56 ff. OWiG).

1 Vgl. dazu im Einzelnen AS-Skript Staatsorganisationsrecht (2014), Rn. 80 ff.

Staatsfunktionen („Gewalten“)

Legislative
(Gesetzgebung)

Exekutive
(Verwaltung)

Judikative
(Rechtsprechung)

Staatsfunktionen („Gewalten“)

Legislative
(Gesetzgebung)

Exekutive
(Verwaltung)

Judikative
(Rechtsprechung)

2 Vgl. die unterschiedlichen Ansätze bei Ehlers in Ehlers/Pünder, § 1 Rn. 6 m.w.N. 
3 Wolff/Bachof/Stober I § 2 Rn. 19.
4 Vgl. beispielhaft BVerwG, Urt. v. 25.06.2015 – BVerwG 7 C 2.14, RÜ 2015, 733, 735; grundlegend Otto Mayer, Verwaltungs-

recht I, S. 7; Jellinek, Verwaltungsrecht, S. 5 f.; kritisch Ehlers in Ehlers/Pünder, § 1 Rn. 8 ff.
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B. Verwaltungsträger

3

1. Abschnitt

2. Formale Unterscheidung 
8Allen Ansätzen ist gemein, dass sie Verwaltung letztlich nicht definieren, sondern le-

diglich beschreiben. Im Ergebnis kann öffentliche Verwaltung deshalb unter verschie-
denen Aspekten betrachtet werden:

n Verwaltung im materiellen Sinne erfasst die typischen Verwaltungstätigkeiten,
wie z.B. Erteilung von Genehmigungen, Erlass von Polizeiverfügungen, Gewährung
von Sozialleistungen, Betrieb öffentlicher Einrichtungen u.v.m.

n Verwaltung im organisatorischen Sinne meint die Einrichtungen, die Verwal-
tungsaufgaben wahrnehmen, also die Verwaltungsträger und ihre Organe, z.B. das
Land, die Gemeinde, die Bezirksregierung, der Bürgermeister.

n Verwaltung im formellen Sinne erfasst alle Tätigkeiten von Verwaltungsorganen
und zwar unabhängig davon, ob es sich materiell um Verwaltungstätigkeit handelt,
also z.B. auch den Erlass einer Rechtsverordnung.

3. Materielle Unterscheidung 
9Verwaltungstätigkeit lässt sich aber auch nach materiellen Kriterien ordnen. So werden

nach den Aufgaben und dem verfolgten Zweck vor allem folgende Arten der Verwal-
tung unterschieden:

n Ordnungsverwaltung: Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung (z.B. Verbot einer Versammlung, Einweisung von Obdachlosen, Beseitigung
von illegalen Bauten).

n Leistungsverwaltung: Erbringung von Leistungen, um die Lebensbedingungen der
Bürger zu gewährleisten oder zu verbessern (z.B. Gewährung von Sozialhilfe, Sub-
ventionen, Betrieb öffentlicher Einrichtungen, wie Krankenhäuser, Kindergärten,
Schulen).

n Finanzverwaltung: Beschaffung der für den Staat erforderlichen Geldmittel durch
Erhebung von Steuern und sonstigen Abgaben (z.B. Erschließungsbeiträge, Kanalan-
schlussbeiträge, Verwaltungsgebühren etc.).

n Fiskalverwaltung: Beschaffung der Mittel, die für die Wahrnehmung der Verwal-
tungsaufgaben erforderlich sind (z.B. Kauf von Computern, Dienstfahrzeugen) und
die Verwaltung des staatlichen Vermögens (z.B. Vermietung von Gebäuden, Verkauf
von Grundstücken).

B. Verwaltungsträger
10Träger der Verwaltung ist der Staat, also Bund und Länder. Das Grundgesetz unterschei-

det deshalb Bundes- und Länderverwaltung (Art. 30, 83 ff. GG), wobei die Kommunen
(Gemeinden und Landkreise) Teil der Landesverwaltung sind. Bund und Länder sind
juristische Personen des öffentlichen Rechts. Als juristische Personen sind sie nicht
handlungsfähig. Für sie handeln ihre Organe. Die Organe, die Verwaltungsaufgaben
gegenüber dem Bürger wahrnehmen, nennt man Behörden. Bund und Länder kön-
nen ihre Verwaltungsaufgaben entweder durch eigene Organe (Bundes- oder Landes-
behörden) wahrnehmen oder durch andere Verwaltungsträger (und deren Organe).
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I. Unmittelbare Staatsverwaltung

11 Werden Verwaltungsaufgaben von Bundes- oder Landesbehörden, also eigenen Orga-
nen des Staates wahrgenommen, spricht man von unmittelbarer Staatsverwaltung.

Beispiele: Behörden des Bundes sind z.B. die Bundesfinanzdirektionen und die Hauptzollämter; Behör-
den des Landes sind z.B. die Bezirksregierungen und die Polizeipräsidien.

12 Die unmittelbare staatliche Verwaltung ist i.d.R. mehrinstanzlich gegliedert:

n Oberste Behörden sind z.B. die Bundes- bzw. Landesregierung, der Bundeskanzler
bzw. Ministerpräsident und die einzelnen Ministerien. Sie haben eine Doppelfunk-
tion; einerseits sind sie Verfassungsorgane mit staatsleitenden Funktionen, anderer-
seits oberste Verwaltungsbehörden.5

n Obere Behörden unterstehen jeweils unmittelbar dem sachlich zuständigen Minis-
terium. Sie nehmen Verwaltungsaufgaben zentral für das ganze Bundes- bzw. Lan-
desgebiet wahr. Oberbehörden haben i.d.R. keine nachgeordneten Behörden, son-
dern nur unselbstständige Außenstellen.

Beispiele: Bundesoberbehörden sind z.B. das Kraftfahrt-Bundesamt, das Bundeskartellamt und das
Umweltbundesamt. Landesoberbehörden sind – je nach Landesrecht – z.B. das Landeskriminalamt,
das Landesumweltamt u.a.

n Mittelbehörden sind ebenfalls der obersten Behörde unmittelbar nachgeordnet,
aber anders als Oberbehörden i.d.R. nur für einen Teil des Bundes- bzw. Landesgebie-
tes zuständig.

Auf Bundesebene gibt es Mittelbehörden nur ausnahmsweise für bestimmte Sachbereiche (z.B. die
Bundesfinanzdirektionen in der Zollverwaltung). Auf Landesebene sind – je nach Landesrecht – Mit-
telbehörden z.B. die Bezirksregierung, das Regierungspräsidium, die Regionaldirektionen u.a.

Unmittelbare Staatsverwaltung
(Beispiele)

unmittelbare
Bundesverwaltung

unmittelbare
Landesverwaltung

oberste
Behörde

BMin der
Finanzen

BMin für
Wirtschaft

Innenministerium

Ober-
behörde

Bundes-
kartellamt

Landes-
kriminalamt

Mittel-
Behörde

Bundesfinanz-
direktion

Bezirks-
regierung

untere
Behörde

Haupt-
zollamt

Polizei-
präsidium

5 Vgl. einerseits BVerwG, Urt. v. 03.11.2011– BVerwG 7 C 3.11, RÜ 2012, 188, 190 f.; andererseits BVerwG, Urt. v. 02.08.2012
– BVerwG 7 C 7.12, DVBl. 2013, 34 zum Zugang zu amtlichen Informationen eines Ministeriums.
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n Untere Behörden unterstehen der jeweiligen Mittelbehörde und sind räumlich be-
schränkt nur für einen bestimmten Teil des Verwaltungsgebiets zuständig. 

Auf Bundesebene ist dies nur selten der Fall (z.B. die Hauptzollämter und die Wasser- und Schiff-
fahrtsämter). Auch auf Landesebene gibt es nur wenige unmittelbare untere Landesbehörden (z.B.
Polizeipräsidien, Finanzämter). In der Regel werden die Aufgaben des Landes auf der unteren Ebene
von den Kreisen und Gemeinden wahrgenommen. So handelt z.B. der Landrat häufig als untere
staatliche Verwaltungsbehörde (vgl. z.B. Art. 37 Abs. 1 S. 2 BayLKrO, § 55 HKO, § 59 KrO NRW).

II. Mittelbare Staatsverwaltung
13Bund und Länder müssen die Verwaltungsaufgaben nicht stets selbst wahrnehmen, son-

dern können andere unterstaatliche Organisationen einschalten. In diesem Fall werden
rechtsfähige Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts für den
Staat (Bund oder Land) tätig. Dann spricht man von mittelbarer Staatsverwaltung.6

Beispiele: Im Rahmen der Arbeitsverwaltung handelt der Bund durch die Bundesagentur für Arbeit als
Körperschaft des öffentlichen Rechts (mittelbare Bundesverwaltung). Das Land überträgt die örtlichen
Verwaltungsaufgaben den Gemeinden als öffentlich-rechtliche Körperschaften (mittelbare Landesver-
waltung). Teil der mittelbaren Staatsverwaltung sind auch die Beliehenen, also Privatrechtssubjekte,
denen Hoheitsaufgaben zur eigenverantwortlichen Wahrnehmung übertragen sind (s.u. Rn. 36).

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts unterscheiden
sich durch ihre organisatorische Struktur:

14n Körperschaften sind durch staatlichen Hoheitsakt geschaffene Personenzusam-
menschlüsse, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Träger der Körperschaft sind
die Mitglieder, die wesentlichen Einfluss auf die Willensbildung haben, wobei der Be-
stand der Körperschaft vom Wechsel der Mitglieder unabhängig ist. Die Mitglied-
schaft wird teils freiwillig, teils gesetzlich begründet (Zwangskörperschaft).7

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind z.B. die Gemeinden, Landkreise, Universitäten, Rechts-
anwaltskammern (§§ 60, 62 BRAO), Handwerkskammern (§ 90 HandwO) und die Industrie- und
Handelskammern (§§ 2, 3 IHK-G). Auch Religionsgemeinschaften können gemäß Art. 140 GG i.V.m.
Art. 137 Abs. 5 WRV den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft erhalten.8

n Bei Gebietskörperschaften folgt die Mitgliedschaft aus dem Wohnsitz in einem
bestimmten Gebiet (z.B. bei den Gemeinden und Kreisen).

n Bei Personalkörperschaften ist der Beitritt oder eine bestimmte Eigenschaft einer
Person Voraussetzung für die Mitgliedschaft (z.B. Universität, Rechtsanwaltskam-
mer, Ärztekammer).

n Bei Realkörperschaften ergibt sich die Mitgliedschaft entweder aus dem Eigen-
tum an einem Grundstück (z.B. Forstgenossenschaft) oder aus dem Betrieb eines
wirtschaftlichen Unternehmens (so z.B. bei der Handwerkskammer und der Indus-
trie- und Handelskammer).

Keine Verwaltungsträger sind dagegen die Körperschaften des Privatrechts, also
z.B. die Aktiengesellschaft (AG) und die GmbH, die allerdings ausnahmsweise mit hoheit-
lichen Befugnissen beliehen werden können (s.u. Rn. 46 ff.). 

6 Vgl. Kemmler JA 2015, 328 ff.
7 Zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit solcher Pflichtmitgliedschaften vgl. AS-Skript Grundrechte (2015), Rn. 360 ff.
8 Vgl. dazu BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015 – 2 BvR 1282/11, RÜ 2015, 615; BVerwG, Urt. v. 28.11.2012 – BVerwG 6 C 8.12, NVwZ

213, 943; BVerwG, Beschl. v. 08.01.2009 – BVerwG 7 B 42.08, NVwZ 2009, 390, 391; ausführlich Quaas NVwZ 2009, 1400 ff.
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Sofern der Staat an solchen Gesellschaften beteiligt ist (gemischt-wirtschaftliche Unternehmen), können
sie zwar der Exekutive zugerechnet und damit an die Grundrechte gebunden werden (vgl. dazu AS-Skript
Grundrechte [2015], Rn.342 f.). Dies ändert jedoch nichts daran, dass ihnen außerhalb von Beleihungen
keinerlei Hoheitsgewalt zusteht.

15 n Anstalten des öffentlichen Rechts sind organisatorisch verselbstständigte Zusam-
menfassungen von Sachmitteln und Personal, welche der Erfüllung einer öffent-
lichen Aufgabe dienen und die i.d.R. dem Bürger zur Benutzung zur Verfügung ge-
stellt werden. Die rechtsfähige Anstalt ist auch rechtlich verselbstständigt und da-
mit selbst Verwaltungsträger. Die nichtrechtsfähige Anstalt ist dagegen unselbst-
ständiger Teil eines anderen Verwaltungsträgers.

Rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts sind z.B. die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
(z.B. BR, NDR und WDR) und die Sparkassen (vgl. z.B. Art. 3 BaySpkG, § 3 NSpG, § 1 SpkG NRW). Als
nichtrechtsfähige Anstalten sind i.d.R. Friedhöfe, Schwimmbäder („Badeanstalt“) und ähnliche Ein-
richtungen der Gemeinde organisiert.

16 n Stiftungen sind rechtlich verselbstständigte Vermögensmassen, die einen be-
stimmten Zweck fördern sollen. Stiftungen gibt es im öffentlichen Recht, aber auch
im Privatrecht (vgl. §§ 80 ff. BGB).9 Öffentlich-rechtliche Stiftungen dienen der Erfül-
lung einer öffentlichen Aufgabe.

Beispiele: Stiftung Preußischer Kulturbesitz (zur Erhaltung und Pflege der Kulturgüter des ehema-
ligen Landes Preußen) und die Stiftung für Hochschulzulassung.10

Zur Unterscheidung: Körperschaften haben Mitglieder, Anstalten haben Benutzer und Stif-
tungen haben Nutznießer (Destinatäre).

9 Zur staatlichen Anerkennung privatrechtlicher Stiftungen vgl. Andrick DVBl. 2003, 1246 ff.
10 Vgl. OVG NRW DVBl. 2011, 303 zur Übertragung von Hoheitsbefugnissen auf die Stiftung für Hochschulzulassung.

Verwaltungsträger

Körper-
schaften

n durch Hoheitsakt geschaffene Personenzusammenschlüsse,

n zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe,

n bei denen die Mitglieder wesentlichen Einfluss auf die Willensbildung haben,

n deren Bestand vom Wechsel der Mitglieder unabhängig ist.

Beispiele:
–  Gebietskörperschaften: Gemeinden
–  Personalkörperschaften: Ärzte-, Rechtsanwaltskammern, Universitäten
–  Realkörperschaften: Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer

Anstalten

n organisatorisch (und rechtlich) verselbstständigte Zusammenfassung von 
Sachmitteln und Personal

n zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe

n i.d.R. dem Bürger zur Benutzung zur Verfügung gestellt

Beispiele: öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, Sparkassen

Stiftungen
n rechtlich verselbstständigte Vermögensmasse

n zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe

Beispiele: Stiftung Preußischer Kulturbesitz, Stiftung Hochschulzulassung

Verwaltungsrecht_AT_1.fm  Seite 6  Montag, 29. Februar 2016  4:47 16



B. Verwaltungsträger

7

1. Abschnitt

III. Verwaltung durch private Rechtsträger

17Der Staat kann öffentliche Aufgaben in gewissen Grenzen auch durch Privatpersonen
oder juristische Personen des Privatrechts wahrnehmen.11 Die größte praktische Be-
deutung hat hierbei die Gründung oder Beteiligung eines Verwaltungsträgers an einer
privaten Gesellschaft, in der Regel einer GmbH oder (selten) einer AG (sog. Eigengesell-
schaften).

So werden öffentliche Verkehrs- und Versorgungsbetriebe häufig in der Form einer GmbH geführt
(„Stadtwerke GmbH“). 

18Diese Gesellschaften sind selbstständige juristische Personen des Privatrechts, der
Einfluss des Verwaltungsträgers ist auf die Vertreter in den Organen der Gesellschaft
(insbesondere in der Gesellschafterversammlung) beschränkt.

Vgl. die Vorschriften der Gemeindeordnung, wonach die Vertreter der Gemeinde in der Gesellschafter-
versammlung grundsätzlich weisungsgebunden sind (z.B. Art. 93 Abs. 2 S. 3 BayGO, § 104 Abs. 1 S. 3
GemO BW; § 113 Abs. 1 S. 2 GO NRW, § 88 Abs. 1 S. 6 GemO RP, § 98 Abs. 1 S. 6 SächsGemO).

19Privatpersonen und (Eigen-)Gesellschaften handeln, auch wenn sie öffentliche Auf-
gaben erfüllen, grundsätzlich privatrechtlich. Sie sind keine Verwaltungsträger. Nur
im Ausnahmefall können Private aufgrund einer Beleihung hoheitlich handeln (s.u.
Rn. 33 ff.). Dient die Aufgabenerfüllung durch die private Gesellschaft unmittelbar
öffentlichen Zwecken, spricht man vom Verwaltungsprivatrecht (dazu Rn. 71 ff.).

Beispiel: Sozialer Wohnbau durch eine Wohnungsbaugesellschaft der Stadt.

IV. Übersicht zur Verwaltungsstruktur

20Damit ergibt sich zusammenfassend beispielhaft auf Landesebene folgende Gesamt-
struktur:

11 Vgl. BVerwG, Urt. v. 27.05.2009 – BVerwG 8 C 10.08, RÜ 2009, 727 (unzulässige Privatisierung eines Weihnachtsmarktes);
BVerfG, Urt. v. 18.01.2012 – 2 BvR 133/10, RÜ 2012, 178 (zulässige Privatisierung des Maßregelvollzugs); dazu Wiegand
DVBl. 2012, 1134 ff.; Schladebach/Schönrock NVwZ 2012, 1011 ff.

Verwaltungsstruktur des Landes
(Beispiel)

unmittelbare 
Landesverwaltung

mittelbare
Landes verwaltung

n Innen -
ministerium

n Bezirks -
regierung

n Landrat als 
untere staatl.
Verwaltungs-
behörde

z.B. Gemeinden,
Landkreise

z.B. Stadt werke
GmbH

Eigen-
gesellschaften

n Finanz-
ministerium

n Oberfinanz -
direktion

n Finanzamt

Verwaltungsrecht_AT_1.fm  Seite 7  Montag, 29. Februar 2016  4:47 16



Grundbegriffe des Verwaltungsrechts

8

1. Abschnitt

C. Behörden

I. Organe juristischer Personen

21 Verwaltungsträger sind juristische Personen, also Gebilde, die von der Rechtsordnung
geschaffen worden sind. Sie sind rechtsfähig (Träger von Rechten und Pflichten), aber
nicht handlungsfähig. Für juristische Personen handeln ihre Organe. 

Ebenso bei den zivilrechtlichen Körperschaften: Die GmbH wird durch ihren Geschäftsführer vertreten
(§§ 6, 35 GmbHG), die Aktiengesellschaft durch den Vorstand (§§ 76 ff. AktG).

Organe sind die Einrichtungen eines Verwaltungsträgers, die die Kompetenzen, Auf-
gaben und Funktionen des Verwaltungsträgers wahrnehmen.12 Tatsächlich handeln
natürliche Personen (sog. Organwalter), deren Handeln dem Organ und damit dem
Verwaltungsträger zugerechnet wird.

Beispiel: Der Gemeinderat ist ein Organ der Gemeinde. Die Mitglieder des Rates nehmen als Organwal-
ter die Aufgaben des Rates und damit die Aufgaben der Gemeinde wahr. Der Beschluss des Rates über
einen Bebauungsplan ist daher eine Satzung der Gemeinde (§ 10 Abs. 1 BauGB).

22 Organe eines Verwaltungsträgers, die Verwaltungsaufgaben gegenüber dem Bürger
wahrnehmen, nennt man Behörden. 

Beispiel: Organe der Gemeinde sind der Rat und der Bürgermeister. Während der Rat für die interne
Willensbildung zuständig ist, nimmt der Bürgermeister die Aufgaben der Gemeindeverwaltung wahr.
Daher ist der Bürgermeister die allgemeine Behörde der Gemeinde (bzw. nach Landesrecht der Magis-
trat bzw. die Gemeindeverwaltung).

12 Maurer § 21 Rn. 19.

Juristische Personen

n Bund
n Länder mit

– Landkreisen 

– Gemeinden

n sonstige ör 
Körperschaften

n Anstalten
n Stiftungen des öR

n e.V.
n Stiftungen des 

Privatrechts
n AG, GmbH u.a.

Natürliche 
Personen

Beliehene

des Privatrechtsdes öffentlichen Rechts

Organe

Organwalter

Staat untere staatl. 
Verwaltungsträger

m
it 

ho
he

itl
ic

he
n 

Be
fu

gn
is

se
n

RECHTSSUBJEKTE
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II. Behördenbegriff

Der Behördenbegriff wird im Verwaltungsrecht mit unterschiedlicher Bedeutung ver-
wendet:

23n Behörde im organisatorischen Sinne ist jede Stelle, die durch Organisationsrecht
gebildet, vom Wechsel ihrer Amtsinhaber (Organwalter) unabhängig und nach den
einschlägigen Zuständigkeitsregelungen dazu berufen ist, im eigenen Namen für
den Staat oder einen anderen Verwaltungsträger Verwaltungsaufgaben eigenstän-
dig wahrzunehmen.13

Beispiele: Der Bürgermeister, der Landrat, der Regierungspräsident, das Finanzamt, das Landesum-
weltamt (je nach Landesrecht).

24n Behörde im funktionellen Sinne ist dagegen jedes Organ eines Verwaltungsträgers,
das Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt (vgl. § 1 Abs. 4 VwVfG).14

Neben den Behörden im organisatorischen Sinne können dies auch sonstige Staatsorgane sein,
wenn sie ausnahmsweise verwaltend tätig werden, z.B. der Bundespräsident bei der Ernennung von
Beamten (Art. 60 GG), der Bundestagspräsident im Rahmen der staatlichen Parteienfinanzierung (vgl.
§§ 19 ff. ParteiG)15 und Ministerien bei der Informationsgewährung nach dem IFG.16 

Bei der Rechtsanwendung, z.B. im Rahmen des § 35 VwVfG, §§ 61 Nr. 3, 78 VwGO, ist
i.d.R. der weite, funktionelle Behördenbegriff zugrunde zu legen.17 Der organisatori-
sche Behördenbegriff hat praktisch nur Bedeutung im Rahmen des Verwaltungsorgani-
sationsrechts als Bezeichnung für eine Verwaltungseinheit.

III. Behördeninterne Organisationseinheiten

25Die Behörden sind intern i.d.R. in Abteilungen, Dezernate und Referate mit einzelnen
Sachbearbeitern untergliedert. Die kleinste Organisationseinheit ist das Amt. Das Amt
hat nur verwaltungsinterne Bedeutung. Anders als die Behörde hat das Amt keine
Außenzuständigkeit.

Beispiel: Hat das Bauamt eine Baugenehmigung erteilt, so ist nicht das Bauamt, sondern der „Bürger-
meister“ (die Gemeindeverwaltung) die erlassende Behörde. Gegenbeispiel: Das „Finanzamt“ ist dem-
gegenüber eine eigenständige Behörde (s.o. Rn. 12).

26Amtswalter (Organwalter) ist schließlich die natürliche Person, die die jeweiligen Auf-
gaben des Amts tatsächlich wahrnimmt. Ihr Handeln wird der Behörde und damit mit-
telbar dem Verwaltungsträger zugerechnet.

Beispiel: Beamter B erteilt dem E eine Baugenehmigung. Die Maßnahme wird dem Bürgermeister als
Baugenehmigungsbehörde und damit der Gemeinde zugerechnet.

13 Schoch/Meissner VwGO § 78 Rn. 24.
14 Maurer § 21 Rn. 32.
15 BVerwG NJW 2003, 1135; OVG Berlin NJW 2002, 2896.
16 BVerwG, Urt. v. 03.11.2011 – BVerwG 7 C 3.11, RÜ 2012, 188, 190.
17 Vgl. Schoch/Meissner VwGO § 78 Rn. 24 m.w.N.
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Zusätze zum Verwaltungsakt

Hinweis

n keine Regelung

n denkbar Feststel-
lungsklage, dass
ein bestimmtes
Verhalten entge-
gen dem Hinweis
erlaubt ist

Nebenbestimmungen Inhaltsbestimmung

n Beschränkung des
Inhalts des VA

nmodifiz. AuflageAnfechtungsklage
gegen NB

Verpflichtungsklage
auf uneingeschr. VA

n Art des HauptVA

– gebundener VA

n Art der Nebenbestimmung

– Auflage
– Auflagen vorbehalt

– Befristung
– Bedingung
– Widerrufsvorbehalt

n heute h.Rspr.

Anfechtungsklage
gegen jede vom
HauptVA logisch  
teilbare NB

Verpflichtungsklage,
wenn isolierte Aufhe -
bung „von vornherein
und offensichtlich“ aus-
scheidet

I. Rechtmäßigkeit der Nebenbestimmung

n spezialgesetzliche Grundlage, wenn ausdrücklich konkrete Zulassung von NB

n im Übrigen § 36 VwVfG

(+), wenn RestVA sinnvoller- und recht -
mäßigerweise bestehen bleiben kann

n isolierte Aufhebung der NB

n bei ErmessensVA (str.)
– h.M.: materielle Teilbarkeit (+)
– ggf. Aufhebung des RestVA  

gem.  §§ 48, 49 VwVfG

(–), wenn RestVA ohne NB rechtswidrig oder
sinnlos

n BVerwG: Anfechtungsklage unbe grün det, ggf.
Auslegung als Verpflichtungs klage

n Lit.: Anfechtungsklage begründet,         RestVA nicht
Streitgegenstand, Behörde kann nur gem.
§§ 48, 49 VwVfG aufheben

gebundener HauptVA
§ 36 Abs. 1 VwVfG

– wenn NB spezialgesetzlich ausdrück-
lich zugelassen

– NB dient dazu, Versagungs gründe
auszuräumen

– NB steht ebenfalls im Ermessen

– NB darf Zweck des HauptVA nicht
zuwiderlaufen (§ 36 Abs. 3 VwVfG)

ErmessensVA
ergänzend § 36 Abs. 2 VwVfG

II. Materielle Teilbarkeit Nebenbestimmung – HauptVA

– ErmessensVA

Verwaltungsrecht_AT_1.fm  Seite 205  Montag, 29. Februar 2016  4:47 16



B. Nichtigkeitsgründe

207

6. Abschnitt

B. Nichtigkeitsgründe

Das gemäß § 68 OWiG zuständige Amtsgericht hat zu prüfen, ob G eine Ordnungswid-
rigkeit nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 GaststG (bzw. entspr. Landesrecht) begangen hat.

578I. Voraussetzung ist, dass G „einer Auflage oder Anordnung nach § 5 GaststG nicht,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig“ nachgekommen ist. 

1. Vorliegend handelt es sich um Auflagen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 GaststG zum Schutz
der Nachbarn und der Allgemeinheit vor schädlichen Umwelteinwirkungen bzw.
vor erheblichen Nachteilen, Gefahren oder Belästigungen. 

2. Eine Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 28 GaststG kann ein Verstoß gegen die Anord-
nungen aber nur darstellen, wenn diese wirksam sind. Da der „Auflagenbescheid“
als öffentlich-rechtliche Maßnahme einer Verwaltungsbehörde gegenüber einem
einzelnen Bürger mehrere Gebote anordnet, handelt es sich um einen VA i.S.d.
§ 35 S. 1 VwVfG. Die Wirksamkeit des Auflagenbescheides bestimmt sich daher
nach den Regeln über die Wirksamkeit und Unwirksamkeit eines VA. 

3. Das bedeutet, dass der Auflagenbescheid nicht schon bei bloßer Rechtswidrig-
keit, sondern nur im Falle der Nichtigkeit unwirksam ist (§ 43 Abs. 3 VwVfG). Da
das GaststG zur Nichtigkeit keine Spezialregelung enthält, ist die allgemeine Vor-
schrift des § 44 VwVfG anwendbar.

Spezialgesetzliche Nichtigkeitsgründe finden sich z.B. in § 13 BBG und § 11 BeamtStG.

Fall 27: Gaststättenlärm

G ist Inhaber der Gaststätte „Schwarzer Kater“ in der Stadt S. Nach häufigen Be-
schwerden der Nachbarn und aufgrund von Meldungen der Polizei richtete das Ge-
werbeamt der Stadt nach Anhörung des G an diesen folgenden „Auflagenbescheid“: 
1.  Sie haben auf Ihre Gäste einzuwirken, dass diese beim Verlassen des Lokals nach 22.00 Uhr keinen

übermäßigen und vermeidbaren Lärm verursachen, insbesondere nicht übermäßig laut sprechen,
Fahrzeugmotoren unnötig lange laufen lassen und Autotüren übermäßig laut zuschlagen.

2. Ferner haben Sie Vorsorge zu treffen, dass auf der Verkehrsfläche unmittelbar vor Ihrem Lokal
(Gehweg und Fahrbahn) von Ihren Gästen keine Fahrzeuge verbotswidrig abgestellt werden, die
den Verkehr behindern. 

3. Nach Aufforderung durch einen zuständigen Beamten der Polizei oder des Ordnungsamts haben
Sie Ihre Gäste durch einen Mikrofonaufruf darauf hinzuweisen, dass verbotswidrig abgestellte
Fahrzeuge zu entfernen sind.

Rechtsbehelfe wurden von G trotz ordnungsgemäßer Rechtsbehelfsbelehrung nicht
erhoben. Sechs Wochen später wurde nach erneuten Beschwerden eine Kontrolle
durchgeführt. Dabei ergab sich, dass gegen 23.00 Uhr eine Gruppe jüngerer Gäste
nach Verlassen des Lokals ihre Motorräder mehrfach zum Spaß aufdrehten. Auf der
Fahrbahn standen während des ganzen Abends Pkw in der Halteverbotszone. Der
Gehweg vor dem Lokal war vollständig mit Fahrrädern und Motorrädern zugestellt.
Eine Aufforderung des kontrollierenden Beamten zur Mikrofondurchsage lehnte G
mit der Begründung ab, eine solche Durchsage habe sich schon mehrfach als völlig
ungeeignet erwiesen; er mache sich damit nur lächerlich. Daraufhin wurde G wegen
dreifachen Verstoßes gegen den Auflagenbescheid mit einem Bußgeld von 300 € be-
legt. Hiergegen hat G Einspruch erhoben. Wie wird das Amtsgericht entscheiden?
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6. Abschnitt

579 a) Die in § 44 Abs. 2 VwVfG genannten Fehler sind absolute Nichtigkeitsgrün-
de. Liegt einer dieser Gründe vor, so ist der VA stets unwirksam.

Beispiel: G ist eine Erlaubnis für der Betrieb einer sog. Peep-Show erteilt worden. Diese ver-
stößt gegen die „guten Sitten“ und ist deshalb rechtswidrig (§ 33 a Abs. 2 Nr. 2 GewO) und
zugleich nichtig (§ 44 Abs. 2 Nr. 6 VwVfG). Da die Erlaubnis wirkungslos ist, braucht sie von
der Behörde nicht gesondert zurückgenommen zu werden. Vielmehr kann die Behörde die
Fortsetzung des Betriebes unmittelbar nach § 15 Abs. 2 GewO untersagen, weil die Peep-
Show ohne die nach § 33 a GewO erforderliche (wirksame) Erlaubnis betrieben wird.963

580 b) Die in § 44 Abs. 3 VwVfG aufgeführten Fehler begründen dagegen allein nicht
die Nichtigkeit eines VA.

Beispiel: Der VA wird von einer örtlich unzuständigen Behörde erlassen. Nur im Fall des § 3
Abs. 1 Nr. 1 VwVfG (Zuständigkeit kraft belegener Sache, z.B. bei einer Baugenehmigung) ist
der VA wegen des Zuständigkeitsfehlers nichtig (§ 44 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG). Im Übrigen reicht
ein Fehler in der örtlichen Zuständigkeit allein nicht aus, die Nichtigkeit zu begründen (§ 44
Abs. 3 Nr. 1 VwVfG). Kommen jedoch zusätzliche Gesichtspunkte hinzu (vgl. „nicht schon
deshalb“), kann Nichtigkeit nach § 44 Abs. 1 VwVfG vorliegen.

581 c) Bei allen anderen Fehlern, die nicht in § 44 Abs. 2 oder Abs. 3 VwVfG ausdrück-
lich erwähnt sind, gilt die Generalklausel des § 44 Abs. 1 VwVfG. Der VA ist
nichtig, soweit er an einem besonders schwerwiegenden Fehler leidet und
dies offensichtlich ist.

So § 44 Abs. 1 VwVfG des Bundes und der meisten Länder, während einige Landes-VwVfGe
noch darauf abstellen, dass der Fehler „offenkundig“ ist. Inhaltliche Unterschiede sind damit
nicht verbunden.

582 II. Nichtigkeit der Anordnung zu 1. (Verhinderung von Lärm)

1. Von den in § 44 Abs. 2 VwVfG geregelten Fällen kommt hier die Nichtigkeit we-
gen tatsächlicher Unmöglichkeit (Nr. 4) in Betracht. 

Beispiele: Herbeiführung eines technisch unmöglichen Erfolgs; Bau einer durch Planfeststel-
lung vorgeschriebenen Talbrücke, wenn sich im betroffenen Bereich gar kein Tal befindet; Re-
gelungen, die sich auf ein bestimmtes, nicht mehr vorhandenes Substrat beziehen, z.B. Abbruch
eines bereits beseitigten Bauwerks.

Hier geht es nicht um die Verhinderung jedweden Lärms, sondern nur um die Ver-
hinderung von Extremwerten (vgl. „übermäßig“). Dass niemand in der Lage wäre,
solche Auswüchse zu verhindern, lässt sich nicht sagen. Die – wegen ihres Aus-
nahmecharakters eng auszulegende – Vorschrift des § 44 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG greift
somit nicht ein. 

2. Einer der in § 44 Abs. 3 VwVfG aufgeführten Fälle liegt ebenfalls nicht vor. 

Grundschema: Prüfungsfolge Nichtigkeit

n zwingende Nichtigkeit gemäß § 44 Abs. 2 VwVfG (Positivkatalog)

n Ausschlussgründe gemäß § 44 Abs. 3 VwVfG (Negativkatalog)

n Generalklausel des § 44 Abs. 1 VwVfG (Evidenzregel)

963 Vgl. BVerwGE 64, 274, 278; BVerwG NJW 1996, 1423, 1424; Kempen NVwZ 2000, 1115, 1119.
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